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Teil 1 - In aller Kürze 

 
Bund 

 Änderung: 12. BImSchV »Störfallverordnung« 
vom 14.8.2013 

 Änderung: EnWG »Energiewirtschaftsgesetz« 
vom 23.7.2013 

 Änderung: StromNZV »Stromnetzzugangsverordnung« 
vom 25.7.2013 

 Änderung: GasNZV »Gasnetzzugangsverordnung« 
vom 25.7.2013 

 Änderung: ChemG »Chemikaliengesetz« 
vom 23.7.2013 

 

 Änderung: GefStoffV »Gefahrstoffverordnung« 
vom 15.7.2013 

 
 

 Änderung: BekGS 220 »Sicherheitsdatenblatt« 
vom 19.6.2013 

 

 

 Änderung: AMG  »Arzneimittelgesetz« 
vom 23.7.2013 

 Änderung:AtG »Atomgesetz« 
vom 25.7.2013 

Im Anhang I wurden unter Nr. 13.4 Schweröle 
aufgenommen. 

Ändern Sie für die folgenden Rechtsvorschriften nur 
das Datum in Ihrem Rechtsverzeichnis. 

Die Änderung betreffen vor allem Abschnitt IIa über 
die Zulassung von Biozid-Produkten. Da davon keiner 
unserer Kunden betroffen ist, gehen wir hier nicht 
näher darauf ein. 

Die Änderungen sind oft nur redaktioneller Natur. Da 
sie aber in die Paragrafen mit den Betreiberpflichten 
eingreifen, geben wir die geänderten Paragrafen im 
Teil 2 wieder, damit Sie diese besser in Ihr 
Rechtsverzeichnis übertragen können. 

Die Bekanntmachung gibt Hilfestellung bei der 
Erstellung von Sicherheitsdatenblättern. Sie enthält 
keine Betreiberpflichten. Ändern Sie deshalb nur das 
Datum in Ihrem Rechtsverzeichnis.  

 Beachten Sie die inhaltlichen Änderungen, wenn 
Sie davon betroffen sind. 

http://www.risolva.de/
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/luft/bimschg/vo/12bv_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/energie/enwg_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/energie/stromnzv_gs.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/energie/gasnzv_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/gefstoff/chemikal.ges/chg_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/gefstoff/gefahrst.vo/gfv_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/t_regeln/trgs/trgs200/220_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/lebensmt/amg/amg_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/energie/atg_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/gefstoff/chemikal.ges/chg2.htm#aa22a


Infobrief  
August 2013  

 

© Risolva GmbH, Carl-Zeiss-Straße 18, 72555 Metzingen, www.risolva.de  Seite 2 von 28 

 Änderung: GewO »Gewerbeordnung« 
vom 25.7.2013 

 Änderung: LFGB »Lebensmittel- und 
Futtermittelgesetzbuch« 
vom 23.7.2013 

 Änderung: OWiG »Ordnungswidrigkeitengesetz« 
vom 23.7.2013 

 Änderung: 1. SprengV  »Erste Verordnung zum 
Sprengstoffgesetz« 
vom 25.7.2013 

 Änderung: USchadG  »Umweltschadensgesetz« 
vom 23.7.2013 

 Änderung: UVPG  »Gesetz über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung« 
vom 25.7.2013 

 Neufassung: WRMG »Wasch- und 
Reinigungsmittelgesetz« 
vom 17.7.2013 

 Neufassung: TrinkwV »Trinkwasserverordnung« 
vom 2.8.2013 
 

 Neu: »Richtlinie für die Förderung von 
Energiemanagementsystemen« 
vom 22.7.2013 

 

 

 

 

 

Dies ist die konsolidierte Fassung mit den Änderungen 
von Anfang Juli (siehe letzter Infobrief). Inhaltlich 
haben sich keine weiteren Änderungen ergeben. 

Die Neufassung ist eine konsolidierte Version, die die 
Änderungen von 2011 und 2012 berücksichtigt. 
Inhaltlich hat sich also nichts getan. 

Die Richtlinie regelt, unter welchen Voraussetzungen 
eine Förderung durch den Bund möglich ist. Diese 
Richtlinie enthält keine Betreiberpflichten. 
Entscheiden Sie also selbst, ob Sie diese Richtlinie in 
Ihr Rechtsverzeichnis aufnehmen. Gefördert wird:  

1. die Erstzertifizierung eines EMS  nach DIN EN ISO 
50001 mit maximal 80 % der zuwendungsfähigen 
Ausgaben und maximal 8.000 Euro  

http://www.risolva.de/
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/allgemei/gew_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/lebensmt/lebensmb.ges/lfgb_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/allgemei/stgb/owig_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/anlasi/spreng/1sv_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/allgemei/umwelt/uschadg_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/allgemei/umwelt/uvp/uvp_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/wasser/wrmg_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/wasser/tvo/tkv_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/energie/enegmfoerdrl.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/energie/enegmfoerdrl.htm
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 Neu: SpaEfV »Spitzenausgleich-
Effizienzsystemverordnung« 
vom 31.7.2013 

 

2. die Erstzertifizierung eines Energiecontrollings 
nach den Anforderungen des Anhangs der 
Richtlinie (entspricht im Wesentlichen der Anlage 2 
der SpaEfV) mit maximal 80 % der 
zuwendungsfähigen Ausgaben und maximal 1.500 
Euro  

3. der Erwerb von Messtechnik für EMS mit maximal 
20 % der zuwendungsfähigen Ausgaben und 
maximal 8.000 Euro  

4. der Erwerb von Software für EMS mit maximal 20 
% der zuwendungsfähigen Ausgaben und maximal 
4.000 Euro  

Die Gesamtsumme der Zuwendungen ist auf maximal 
20.000 Euro pro Unternehmen innerhalb eines 
Zeitraums von 36 Monaten beschränkt.  

Antragsberechtigt sind Unternehmen mit Sitz in 
Deutschland. Zur Förderung der Erstzertifizierung 
eines Energiecontrollings müssen die 
durchschnittlichen Jahresenergiekosten des 
Unternehmens unter 200.000 EUR liegen.  

Nicht antragsberechtigt sind u. a. Unternehmen, die im 
laufenden oder vergangenen Jahr die Besondere 
Ausgleichsregelung wahrgenommen haben und dafür 
zu einer Zertifizierung verpflichtet waren (mehr 10 
GWh Strombezug). Unternehmen, die über den 
Spitzenausgleich zur Einführung eines 
Energiemanagements verpflichtet sind, können die 
Förderung nur wahrnehmen, wenn es sich um ein 
kleines oder mittleres Unternehmen (nach EU-
Definition) handelt. Anträge können ab dem 15. 
August 2013 gestellt werden. 
Quelle: DIHK 

Mehr Infos gibt’s auf der Seite des BAFA. 

Diese Verordnung regelt 

1. Anforderungen an alternative Systeme zur 
Verbesserung der Energieeffizienz, die von kleinen 
und mittleren Unternehmen anstelle eines Energie- 
oder Umweltmanagementsystems betrieben 
werden können (gem. EnergieStG/StromStG), 

http://www.risolva.de/
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/energie/spaefv_ges.htm
http://www.bafa.de/bafa/de/energie/energiemanagementsysteme/


Infobrief  
August 2013  

 

© Risolva GmbH, Carl-Zeiss-Straße 18, 72555 Metzingen, www.risolva.de  Seite 4 von 28 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 Neu: EVPGV »EVPG-Verordnung« 
vom 14.8.2013 

 

 

 Änderung: EichG »Eichgesetz« 
vom 26.7.2013 

 

2. Anforderungen an den Nachweis über den Beginn 
und den Abschluss der Einführung sowie den 
Betrieb 
a. eines Energie- oder eines 
Umweltmanagementsystems nach EnergieStG/ 
StromStG, 

b. eines alternativen Systems zur Verbesserung der 
Energieeffizienz nach § 3 sowie  

3. die Befugnisse der im EnergieStG/ StromStG 
genannten Stellen für die Überwachung und Kontrolle. 

Die Verordnung enthält keine Betreiberpflichten.  

Nehmen Sie die Verordnung in Ihr Rechtsverzeichnis 
auf und stufen Sie sie als zutreffend ein, wenn Sie 
davon betroffen sind. Übernehmen Sie die oben 
aufgeführten Absätze - diese sind der 
Anwendungsbereich der Verordnung. 

 
Es handelt sich um eine Durchführungsverordnung 
zum EVPG. Übernehmen Sie die Verordnung in Ihr 
Rechtsverzeichnis und stufen sie gegebenenfalls  als 
zutreffend ein. Im Teil 2 haben wir den 
Anwendungsbereich der Verordnung aufgeführt. 

Das EichG gilt noch bis zum 31.12.2014 fort. 
Vermerken Sie dies am besten in Ihrem 
Rechtsverzeichnis. Ab dem 1.1.2015 wird es abgelöst 
durch das neue MessEG (siehe unten).  

http://www.risolva.de/
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/anlasi/eig_gs.htm
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 Neu: MessEG »Mess- und Eichgesetz« 
vom 25.7.2013 

 

 

 

 

 

 

 Neufassung: BioStoffV »BioStoffV« 
vom 15.7.2013 

 

 

 

 

 Neu: TRBA 464 »Einstufung von Parasiten in 
Risikogruppen« 
vom 19.7.2013 

 Neu: TRGS 619 »Substitution für Produkte aus 
Aluminiumsilikatwolle« 
vom 17.6.2013 

 Änderung: BGR/GUV-R 117-1 »Behälter, Silos und 
enge Räume« 
vom Juli 2013 

 
 

 

Mit dem Gesetz wird die gesetzliche Grundlage des 
Mess- und Eichwesens umfassend neu geordnet. Das 
Gesetz ist erst ab dem 1.1.2015 gültig mit Ausnahme 
der Paragrafen, die es der Bundesregierung 
ermöglicht, den entsprechenden Verwaltungsrahmen 
für die Ausführung des Gesetzes zu schaffen. 

Das Gesetz richtet sich an das Inverkehrbringen sowie 
das Verwenden von Messgeräten in einem 
kommerziellen Zusammenhang. 

Wenn Sie dieses neue Gesetz in Ihr Rechtsverzeichnis 
aufnehmen, dann vermerken Sie, dass es erst ab dem 
1.1.2015 gültig ist. 

Die BioStoffV ist in dieser Neufassung sehr ähnlich der 
Gefahrstoffverordnung aufgebaut, das heißt, dass die 
Inhalte gegenüber der bisherigen Version so anders 
sind bzw. anders und formuliert wurden, dass Sie die 
entsprechenden Betreiberpflichten neu in Ihr 
Rechtsverzeichnis übertragen sollten. 

 Betreiberpflichten stehen im Teil 2 dieses 
Infobriefs. 

Diese und die nächste Rechtsvorschrift sind neu. Wir 
gehen jedoch hier nicht näher darauf ein, weil keine 
Kunden von uns davon betroffen sind. 

Die Änderung ist so neu, dass sie (a) nur online, aber 
noch nicht in gedruckter Form verfügbar ist und (b) 
noch nicht in umwelt-online aktualisiert ist. 

Offensichtliche Änderungen an den Betreiberpflichten 
konnten wir nicht ausmachen. Aber vielleicht möchten 
Sie die Überarbeitung der BGR nutzen, um zu prüfen, 
ob Sie den Anforderungen nachkommen bzw. wo Sie 
gegebenenfalls noch Handlungsbedarf haben.  

Info: Der letzte Stand stammt aus 2008. 

http://www.risolva.de/
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/anlasi/messeg_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/gefstoff/gen_tech/biostoffv_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/t_regeln/trba/trba400/464_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/t_regeln/trgs/trgs600/619_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/arbeitss/uvv/bgr/117_1ges.htm
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Baden-Württemberg (BW) 

 Änderung: LBO BW » Landesbauordnung« 
vom 16.7.2013 

 

 
Bayern (Bay) 

 Änderung: BayAbfG »Bayerisches 
Abfallwirtschaftsgesetz« 
vom 24.7.2013 

Ändern Sie nur das Datum in Ihrem Rechtsverzeichnis. 

Es erfolgte eine Angleichung an das KrWG. Ändern Sie 
deshalb nur das Datum in Ihrem Rechtsverzeichnis. 

http://www.risolva.de/
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/bau/laender/bw/bo_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/abfall/laender/bay/abfg_ges.htm
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Teil 2 - Aktuelles für den Betreiber 

 
Bund 

 

 Änderung: GefStoffV »Gefahrstoffverordnung« 
vom 15.7.2013 
 
§ 4 Einstufung, Kennzeichnung und Verpackung 
[…] (3) Bei der Einstufung von Stoffen und Zubereitungen sind die nach § 20 
Absatz 4 bekannt gegebenen Regeln und Erkenntnisse zu berücksichtigen. 
[…] 
 
§ 6 Informationsermittlung und Gefährdungsbeurteilung 
[…] (8) Der Arbeitgeber hat die Gefährdungsbeurteilung unabhängig von 
der Zahl der Beschäftigten erstmals vor Aufnahme der Tätigkeit zu 
dokumentieren; dabei sind anzugeben 
[…] 
4. die durchzuführenden Schutzmaßnahmen einschließlich derer, 
a) die wegen der Überschreitung eines Arbeitsplatzgrenzwerts zusätzlich 
ergriffen wurden sowie der geplanten Schutzmaßnahmen, die zukünftig 
ergriffen werden sollen, um den Arbeitsplatzgrenzwert einzuhalten, oder 
b) die unter Berücksichtigung eines Beurteilungsmaßstabs für 
krebserzeugende Gefahrstoffe, der nach § 20 Absatz 4 bekannt gegeben 
worden ist, zusätzlich getroffen worden sind oder zukünftig getroffen werden 
sollen (Maßnahmenplan), 
 
§ 7 Grundpflichten 
[…] (2) Um die Gesundheit und die Sicherheit der Beschäftigten bei allen 
Tätigkeiten mit Gefahrstoffen zu gewährleisten, hat der Arbeitgeber die 
erforderlichen Maßnahmen nach dem Arbeitsschutzgesetz und zusätzlich 
die nach dieser Verordnung erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen. Dabei 
hat er die nach § 20 Absatz 4 bekannt gegebenen Regeln und Erkenntnisse 
zu berücksichtigen. Bei Einhaltung dieser Regeln und Erkenntnisse ist in der 
Regel davon auszugehen, dass die Anforderungen dieser Verordnung erfüllt 
sind. Von diesen Regeln und Erkenntnissen kann abgewichen werden, wenn 
durch andere Maßnahmen zumindest in vergleichbarer Weise der Schutz 
der Gesundheit und die Sicherheit der Beschäftigten gewährleistet werden. 
 
§ 10 Besondere Schutzmaßnahmen bei Tätigkeiten mit 
krebserzeugenden, erbgutverändernden und 
fruchtbarkeitsgefährdenden Gefahrstoffen 
(1) Bei Tätigkeiten mit krebserzeugenden Gefahrstoffen der Kategorie 1 oder 2, 
für die kein Arbeitsplatzgrenzwert nach § 20 Absatz 4 bekannt gegeben 

In den nebenstehenden Paragrafen 
sind die Passagen, die geändert 
wurden, in kursiv geschrieben. 
Ersetzen Sie damit den jeweiligen 
Text in Ihrem Rechtsverzeichnis. 

  Stellen Sie sicher, dass Sie den 
Anforderungen nachkommen. 

http://www.risolva.de/
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/gefstoff/gefahrst.vo/gfv_ges.htm
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worden ist, hat der Arbeitgeber ein geeignetes, risikobezogenes 
Maßnahmenkonzept anzuwenden, um das Minimierungsgebot nach § 7 
Absatz 4 umzusetzen. Hierbei sind die nach § 20 Absatz 4 bekannt gegebenen 
Regeln, Erkenntnisse und Beurteilungsmaßstäbe zu berücksichtigen. Bei 
Tätigkeiten mit krebserzeugenden, erbgutverändernden und 
fruchtbarkeitsgefährdenden Gefahrstoffen der Kategorie 1 oder 2 hat der 
Arbeitgeber, unbeschadet des Absatzes 2, zusätzlich die Bestimmungen 
nach den Absätzen 3 bis 5 zu erfüllen. Die besonderen Bestimmungen des 
Anhangs II Nummer 6 sind zu beachten. 
 
 
§ 11 Besondere Schutzmaßnahmen gegen physikalisch-chemische 
Einwirkungen, insbesondere gegen Brand- und Explosionsgefährdungen 
(4) Bei Tätigkeiten mit organischen Peroxiden hat der Arbeitgeber über die 
Bestimmungen der Absätze 1 und 2 sowie des Anhangs I Nummer 1 hinaus 
insbesondere Maßnahmen zu treffen, die die  
1. Gefahr einer unbeabsichtigten Explosion minimieren und  
2. Auswirkungen von Bränden und Explosionen beschränken.  
Dabei hat der Arbeitgeber Anhang III zu beachten. 
 
 
§ 12 Tätigkeiten mit explosionsgefährlichen Stoffen und organischen 
Peroxiden 
 
 
 
§ 14 Unterrichtung und Unterweisung der Beschäftigten 
(4) Der Arbeitgeber kann mit Einwilligung des betroffenen Beschäftigten die 
Aufbewahrungs- einschließlich der Aushändigungspflicht nach Absatz 3 
Nummer 4 auf den zuständigen gesetzlichen Unfallversicherungsträger 
übertragen. Dafür übergibt der Arbeitgeber dem Unfallversicherungsträger die 
erforderlichen Unterlagen in einer für die elektronische Datenverarbeitung 
geeigneten Form. Der Unfallversicherungsträger händigt der betroffenen 
Person auf Anforderung einen Auszug des Verzeichnisses mit den sie 
betreffenden Angaben aus. 
 

Ganz neuer Absatz. 

Anhang III ist ebenfalls neu! 

Der Paragraf wurde aufgehoben. 
Entfernen Sie ihn aus Ihrem 
Rechtsverzeichnis. 

Ganz neuer Absatz 

http://www.risolva.de/
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 Neu: EVPGV »EVPG-Verordnung« 
vom 14.8.2013 
 
§ 1 Anwendungsbereich 
Diese Verordnung gilt für 
 
1. elektrische und elektronische Haushalts- und Bürogeräte im Sinne der 
Verordnung (EG) Nr. 1275/2008 der Kommission vom 17. Dezember 2008 
zur Durchführung der Richtlinie 2005/32/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates im Hinblick auf die Festlegung von Ökodesign-
Anforderungen an den Stromverbrauch elektrischer und elektronischer 
Haushalts- und Bürogeräte im Bereitschafts- und im Aus-Zustand (Abl. L 
339 vom 18.12.2008, S. 45), die zuletzt durch die Verordnung (EG) Nr. 
642/2009 (Abl. L 191 vom 23.7.2009, S. 42) geändert worden ist; 
 
2. einfache Set-Top-Boxen im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 107/2009 der 
Kommission vom 4. Februar 2009 zur Durchführung der Richtlinie 
2005/32/EG des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die 
Festlegung von Anforderungen an die umweltgerechte Gestaltung von Set-
Top-Boxen (Abl. L 36 vom 5.2.2009, S. 8); 
 
3. Haushaltslampen mit ungebündeltem Licht im Sinne der Verordnung 
(EG) Nr. 244/2009 der Kommission vom 18. März 2009 zur Durchführung 
der Richtlinie 2005/32/EG des Europäischen Parlaments und des Rates im 
Hinblick auf die Festlegung von Anforderungen an die umweltgerechte 
Gestaltung von Haushaltslampen mit ungebündeltem Licht (Abl. L 76 vom 
24.3.2009, S. 3), die durch die Verordnung (EG) Nr. 859/2009 (Abl. L 247 
vom 19.9.2009, S. 3) geändert worden ist; 
 
4. Leuchtstofflampen ohne eingebautes Vorschaltgerät, 
Hochdruckentladungslampen sowie Vorschaltgeräte und Leuchten zu 
ihrem Betrieb im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 245/2009 der Kommission 
vom 18. März 2009 zur Durchführung der Richtlinie 2005/32/EG des 

 Bitte beachten Sie, dass es außer 
dem neuen Anhang III »Spezielle 
Anforderungen an Tätigkeiten mit 
organischen Peroxiden« auch noch 
einige Änderungen in den anderen 
Anhängen gab, zum Beispiel 
hinsichtlich der Sachkunde für 
Arbeiten mit Asbest. 

Übernehmen Sie den 
nebenstehenden 
Anwendungsbereich in Ihr 
Rechtsverzeichnis. 

http://www.risolva.de/
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Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die Festlegung von 
Anforderungen an die umweltgerechte Gestaltung von Leuchtstofflampen 
ohne eingebautes Vorschaltgerät, Hochdruckentladungslampen sowie 
Vorschaltgeräte und Leuchten zu ihrem Betrieb und zur Aufhebung der 
Richtlinie 2000/55/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (Abl. L 
76 vom 24.3.2009, S. 17), die durch die Verordnung (EU) Nr. 347/2010 (Abl. L 
104 vom 24.4.2010, S. 20) geändert worden ist; 
 
5. externe Netzteile im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 278/2009 der 
Kommission vom 6. April 2009 zur Durchführung der Richtlinie 2005/32/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die Festlegung 
von Ökodesign-Anforderungen an die Leistungsaufnahme externer 
Netzteile bei Nulllast sowie ihre durchschnittliche Effizienz im Betrieb (Abl. 
L 93 vom 7.4.2009, S. 3); 
 
6. Fernsehgeräte im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 642/2009 der 
Kommission vom 22. Juli 2009 zur Durchführung der Richtlinie 2005/32/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die Festlegung 
von Anforderungen an die umweltgerechte Gestaltung von Fernsehgeräten 
(Abl. L 191 vom 23.7.2009, S. 42); 
 
7. Elektromotoren im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 640/2009 der 
Kommission vom 22. Juli 2009 zur Durchführung der Richtlinie 2005/32/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die Festlegung 
von Anforderungen an die umweltgerechte Gestaltung von Elektromotoren 
(Abl. L 191 vom 23.7.2009, S. 26); 
 
8. externe Nassläufer-Umwälzpumpen und in Produkte integrierte 
Nassläufer-Umwälzpumpen im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 641/2009 der 
Kommission vom 22. Juli 2009 zur Durchführung der Richtlinie 2005/32/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die Festlegung 
von Anforderungen an die umweltgerechte Gestaltung von externen 
Nassläufer-Umwälzpumpen und in Produkte integrierten Nassläufer-
Umwälzpumpen (Abl. L 191 vom 23.7.2009, S. 35), die durch die Verordnung 
(EU) Nr. 622/2012 (Abl. L 180 vom 12.7.2012, S. 4) geändert worden ist; 
 
9. netzbetriebene Haushaltskühlgeräte im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 
643/2009 der Kommission vom 22. Juli 2009 zur Durchführung der Richtlinie 
2005/32/EG des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die 
Festlegung von Anforderungen an die umweltgerechte Gestaltung von 
Haushaltskühlgeräten (Abl. L 191 vom 23.7.2009, S. 53); 
 
10. Haushaltswaschmaschinen im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 1015/2010 
der Kommission vom 10. November 2010 zur Durchführung der Richtlinie 
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2009/125/EG des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf 
die Festlegung von Anforderungen an die umweltgerechte Gestaltung von 
Haushaltswaschmaschinen (Abl. L 293 vom 11.11.2010, S. 21); 
 
11. netzbetriebene Haushaltsgeschirrspüler im Sinne der Verordnung (EU) 
Nr. 1016/2010 der Kommission vom 10. November 2010 zur Durchführung 
der Richtlinie 2009/125/EG des Europäischen Parlaments und des Rates im 
Hinblick auf die Festlegung von Anforderungen an die umweltgerechte 
Gestaltung von Haushaltsgeschirrspülern (Abl. L 293 vom 11.11.2010, S. 31); 
 
12. Ventilatoren im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 327/2011 der 
Kommission vom 30. März 2011 zur Durchführung der Richtlinie 
2009/125/EG des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf 
die Festlegung von Anforderungen an die umweltgerechte Gestaltung von 
Ventilatoren, die durch Motoren mit einer elektrischen Eingangsleistung 
zwischen 125 W und 500 kW angetrieben werden (Abl. L 90 vom 6.4.2011, 
S. 8); 
 
13. netzbetriebene Raumklimageräte und Komfortventilatoren im Sinne der 
Verordnung (EU) Nr. 206/2012 der Kommission vom 6. März 2012 zur 
Durchführung der Richtlinie 2009/125/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates im Hinblick auf die Festlegung von Anforderungen an die 
umweltgerechte Gestaltung von Raumklimageräten und 
Komfortventilatoren (Abl. L 72 vom 10.3.2012, S. 7); 
 
14. Kreiselpumpen zum Pumpen von sauberem Wasser im Sinne der 
Verordnung (EU) Nr. 547/2012 der Kommission vom 25. Juni 2012 zur 
Durchführung der Richtlinie 2009/125/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates im Hinblick auf die Festlegung von Anforderungen an die 
umweltgerechte Gestaltung von Wasserpumpen (Abl. L 165 vom 26.6.2012, 
S. 28); 
 
15. Haushaltswäschetrockner im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 932/2012 
der Kommission vom 3. Oktober 2012 zur Durchführung der Richtlinie 
2009/125/EG des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf 
die Festlegung von Anforderungen an die umweltgerechte Gestaltung von 
Haushaltswäschetrocknern (Abl. L 278 vom 12.10.2012, S. 1); 
 
16. Lampen mit gebündeltem Licht, Leuchtdioden-Lampen (LED-Lampen) 
und Geräte, die für die Installation zwischen dem Netz und den Lampen 
ausgelegt sind, einschließlich Betriebsgeräten für Lampen, Steuergeräten 
und Leuchten (mit Ausnahme von Vorschaltgeräten und Leuchten für 
Leuchtstofflampen und Hochdruckentladungslampen), im Sinne der 
Verordnung (EU) Nr. 1194/2012 der Kommission vom 12. Dezember 2012 
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zur Durchführung der Richtlinie 2009/125/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates im Hinblick auf die Anforderungen an die umweltgerechte 
Gestaltung von Lampen mit gebündeltem Licht, LED-Lampen und 
dazugehörigen Geräten (Abl. L 342 vom 14.12.2012, S. 1). 
 
§ 2 Voraussetzungen für das Inverkehrbringen oder die Inbetriebnahme von 
energieverbrauchsrelevanten Produkten 
[Die o.g. Produkte dürfen vom Hersteller, Bevollmächtigter oder Importeur 
nur in Verkehr gebracht bzw. in Betrieb genommen werden, wenn Sie den 
in dieser Verordnung genannten einschlägigen EU-Verordnungen 
entsprechen.] 
 
 
 

 Neufassung: BioStoffV »BioStoffV« 
vom 15.7.2013 
 
§ 1 Anwendungsbereich 
(1) Diese Verordnung gilt für Tätigkeiten mit Biologischen Arbeitsstoffen 
(Biostoffen). Sie regelt Maßnahmen zum Schutz von Sicherheit und 
Gesundheit der Beschäftigten vor Gefährdungen durch diese Tätigkeiten. 
Sie regelt zugleich auch Maßnahmen zum Schutz anderer Personen, soweit 
diese aufgrund des Verwendens von Biostoffen durch Beschäftigte oder 
durch Unternehmer ohne Beschäftigte gefährdet werden können. 
 
(2) Die Verordnung gilt auch für Tätigkeiten, die dem Gentechnikrecht 
unterliegen, sofern dort keine gleichwertigen oder strengeren Regelungen 
zum Schutz der Beschäftigten bestehen.  
 
§ 3 Einstufung von Biostoffen in Risikogruppen 
(1) Biostoffe werden entsprechend dem von ihnen ausgehenden 
Infektionsrisiko nach dem Stand der Wissenschaft in eine der folgenden 
Risikogruppen eingestuft: 
 
1. Risikogruppe 1: Biostoffe, bei denen es unwahrscheinlich ist, dass sie 
beim Menschen eine Krankheit hervorrufen, 
 
2. Risikogruppe 2: Biostoffe, die eine Krankheit beim Menschen hervorrufen 
können und eine Gefahr für Beschäftigte darstellen könnten; eine 
Verbreitung in der Bevölkerung ist unwahrscheinlich; eine wirksame 
Vorbeugung oder Behandlung ist normalerweise möglich, 
 

Übernehmen Sie von den 
nebenstehenden Betreiberpflichten 
diejenigen in Ihr Rechtsverzeichnis, 
die für Sie zutreffend sind. wir haben 
nur die Paragrafen aufgeführt, die 
potenziell für unsere Kunden in Frage 
kommen können. Falls Sie nicht zu 
unseren Kunden gehören, beachten 
Sie bitte, dass es noch weitere 
Anforderungen außer den hier 
genannten gibt. 

 Stellen Sie sicher, dass Sie den 
Anforderungen nachkommen. 

 

Wichtig: 
Übergangsfristen für Tätigkeiten, die 
vor Inkrafttreten dieser Verordnung 
aufgenommen wurden, gibt es 
lediglich für die Bestellung der 
fachkundigen Person (§ 10). Diese 
muss dann bis zum 30.6.2014 
benannt werden. Außerdem gibt es 
die Ausnahme von der 
Erlaubnispflicht, sofern die 
Tätigkeiten angezeigt worden sind. 
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3. Risikogruppe 3: Biostoffe, die eine schwere Krankheit beim Menschen 
hervorrufen und eine ernste Gefahr für Beschäftigte darstellen können; die 
Gefahr einer Verbreitung in der Bevölkerung kann bestehen, doch ist 
normalerweise eine wirksame Vorbeugung oder Behandlung möglich, 
 
4. Risikogruppe 4: Biostoffe, die eine schwere Krankheit beim Menschen 
hervorrufen und eine ernste Gefahr für Beschäftigte darstellen; die Gefahr 
einer Verbreitung in der Bevölkerung ist unter Umständen groß; 
normalerweise ist eine wirksame Vorbeugung oder Behandlung nicht 
möglich.  
 
§ 4 Gefährdungsbeurteilung 
(1) Im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung nach § 5 des 
Arbeitsschutzgesetzes hat der Arbeitgeber die Gefährdung der 
Beschäftigten durch die Tätigkeiten mit Biostoffen vor Aufnahme der 
Tätigkeit zu beurteilen. Die Gefährdungsbeurteilung ist fachkundig 
durchzuführen. Verfügt der Arbeitgeber nicht selbst über die 
entsprechenden Kenntnisse, so hat er sich fachkundig beraten zu lassen. 
 
(2) Der Arbeitgeber hat die Gefährdungsbeurteilung unverzüglich zu 
aktualisieren, wenn 
 
1. maßgebliche Veränderungen der Arbeitsbedingungen oder neue 
Informationen, zum Beispiel Unfallberichte oder Erkenntnisse aus 
arbeitsmedizinischen Vorsorgeuntersuchungen, dies erfordern oder 
 
2. die Prüfung von Funktion und Wirksamkeit der Schutzmaßnahmen 
ergeben hat, dass die festgelegten Schutzmaßnahmen nicht wirksam sind.  
 
Ansonsten hat der Arbeitgeber die Gefährdungsbeurteilung mindestens 
jedes zweite Jahr zu überprüfen und bei Bedarf zu aktualisieren. Ergibt die 
Überprüfung, dass eine Aktualisierung der Gefährdungsbeurteilung nicht 
erforderlich ist, so hat der Arbeitgeber dies unter Angabe des Datums der 
Überprüfung in der Dokumentation nach § 7 zu vermerken. 
 
(3) Für die Gefährdungsbeurteilung hat der Arbeitgeber insbesondere 
Folgendes zu ermitteln: 
 
1. Identität, Risikogruppeneinstufung und Übertragungswege der Biostoffe, 
deren mögliche sensibilisierende und toxische Wirkungen und 
Aufnahmepfade, soweit diese Informationen für den Arbeitgeber 
zugänglich sind; dabei hat er sich auch darüber zu informieren, ob durch die 
Biostoffe sonstige die Gesundheit schädigende Wirkungen hervorgerufen 
werden können, 

Für die Einstufung der Biostoffe in die 
Risikogruppen 2 bis 4 gilt Anhang III 
der Richtlinie 2000/54/EG des 
Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 18. September 2000 über 
den Schutz der Arbeitnehmer gegen 
Gefährdung durch biologische 
Arbeitsstoffe bei der Arbeit. 

Anforderungen an die Aktualisierung 
sind neu. 

Wenn Sie nicht ohnehin die 
Gefährdungsbeurteilungen 
regelmäßig systematisch einer 
Aktualisierung unterziehen, so legen 
Sie sich die Aktualisierung aufgrund 
dieser Rechtsvorschrift alle zwei Jahre 
auf Termin. 

http://www.risolva.de/
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2. Art der Tätigkeit unter Berücksichtigung der Betriebsabläufe, 
Arbeitsverfahren und verwendeten Arbeitsmittel einschließlich der 
Betriebsanlagen, 
 
3. Art, Dauer und Häufigkeit der Exposition der Beschäftigten, soweit diese 
Informationen für den Arbeitgeber zugänglich sind, 
 
4. Möglichkeit des Einsatzes von Biostoffen, Arbeitsverfahren oder 
Arbeitsmitteln, die zu keiner oder einer geringeren Gefährdung der 
Beschäftigten führen würden (Substitutionsprüfung), 
5. tätigkeitsbezogene Erkenntnisse 
a. über Belastungs- und Expositionssituationen, einschließlich psychischer 
Belastungen, 
b. über bekannte Erkrankungen und die zu ergreifenden 
Gegenmaßnahmen, 
c. aus der arbeitsmedizinischen Vorsorge.  
 
(4) Der Arbeitgeber hat auf der Grundlage der nach Absatz 3 ermittelten 
Informationen die Infektionsgefährdung und die Gefährdungen durch 
sensibilisierende, toxische oder sonstige die Gesundheit schädigende 
Wirkungen unabhängig voneinander zu beurteilen. Diese 
Einzelbeurteilungen sind zu einer Gesamtbeurteilung zusammenzuführen, 
auf deren Grundlage die Schutzmaßnahmen festzulegen und zu ergreifen 
sind. Dies gilt auch, wenn bei einer Tätigkeit mehrere Biostoffe gleichzeitig 
auftreten oder verwendet werden. 
 
(5) Sind bei Tätigkeiten mit Produkten, die Biostoffe enthalten, die 
erforderlichen Informationen zur Gefährdungsbeurteilung wie zum Beispiel 
die Risikogruppeneinstufung nicht zu ermitteln, so muss der Arbeitgeber 
diese beim Hersteller, Einführer oder Inverkehrbringer einholen. 
 
§ 5 Tätigkeiten mit Schutzstufenzuordnung 
(1) Bei Tätigkeiten in Laboratorien, in der Versuchstierhaltung, in der 
Biotechnologie sowie in Einrichtungen des Gesundheitsdienstes hat der 
Arbeitgeber ergänzend zu § 4 Absatz 3 zu ermitteln, ob gezielte oder nicht 
gezielte Tätigkeiten ausgeübt werden. Er hat diese Tätigkeiten hinsichtlich 
ihrer Infektionsgefährdung einer Schutzstufe zuzuordnen. 
 
(2) Die Schutzstufenzuordnung richtet sich 
1. bei gezielten Tätigkeiten nach der Risikogruppe des ermittelten 
Biostoffs; werden Tätigkeiten mit mehreren Biostoffen ausgeübt, so richtet 
sich die Schutzstufenzuordnung nach dem Biostoff mit der höchsten 
Risikogruppe, 
 

Wenn Sie ein mikrobiologisches 
Labor betreiben, so müssen Sie 
diesen Pflichten nachkommen. 

Die Definition von gezielten/nicht 
gezielten Tätigkeiten finden Sie im 
Volltext der Verordnung unter § 2 
Absatz 7. 
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2. bei nicht gezielten Tätigkeiten nach der Risikogruppe des Biostoffs, der 
aufgrund 
a. der Wahrscheinlichkeit seines Auftretens, 
b. der Art der Tätigkeit, 
c. der Art, Dauer, Höhe und Häufigkeit der ermittelten Exposition  
    den Grad der Infektionsgefährdung der Beschäftigten bestimmt.  
 
§ 6 Tätigkeiten ohne Schutzstufenzuordnung 
(1) Tätigkeiten, die nicht unter § 5 Absatz 1 fallen, müssen keiner 
Schutzstufe zugeordnet werden. Dabei handelt es sich um Tätigkeiten im 
Sinne von § 2 Absatz 7 Nummer 2. Zu diesen Tätigkeiten gehören 
beispielsweise Reinigungs- und Sanierungsarbeiten, Tätigkeiten in der 
Veterinärmedizin, der Land-, Forst-, Abwasser- und Abfallwirtschaft sowie 
in Biogasanlagen und Schlachtbetrieben. 
 
(2) Kann bei diesen Tätigkeiten eine der in § 4 Absatz 3 Nummer 1 und 3 
genannten Informationen nicht ermittelt werden, weil das Spektrum der 
auftretenden Biostoffe Schwankungen unterliegt oder Art, Dauer, Höhe 
oder Häufigkeit der Exposition wechseln können, so hat der Arbeitgeber die 
für die Gefährdungsbeurteilung und Festlegung der Schutzmaßnahmen 
erforderlichen Informationen insbesondere zu ermitteln auf der Grundlage 
von 
 
1. Bekanntmachungen nach § 19 Absatz 4, 
2. Erfahrungen aus vergleichbaren Tätigkeiten oder 
3. sonstigen gesicherten arbeitswissenschaftlichen Erkenntnissen. 
 
§ 7 Dokumentation der Gefährdungsbeurteilung und 
Aufzeichnungspflichten 
(1) Der Arbeitgeber hat die Gefährdungsbeurteilung unabhängig von der 
Zahl der Beschäftigten erstmals vor Aufnahme der Tätigkeit sowie danach 
jede Aktualisierung gemäß Satz 2 zu dokumentieren. [...] 
 
(2) Als Bestandteil der Dokumentation hat der Arbeitgeber ein Verzeichnis 
der verwendeten oder auftretenden Biostoffe zu erstellen 
(Biostoffverzeichnis), soweit diese bekannt und für die 
Gefährdungsbeurteilung nach § 4 maßgeblich sind. Das Verzeichnis muss 
Angaben zur Einstufung der Biostoffe in eine Risikogruppe nach § 3 und zu 
ihren sensibilisierenden, toxischen und sonstigen die Gesundheit 
schädigenden Wirkungen beinhalten. Die Angaben müssen allen 
betroffenen Beschäftigten und ihren Vertretungen zugänglich sein. 
 

Unter diese Regelung fallen Sie, wenn 
Sie zum Beispiel Arbeiten an/in 
Abwasseranlagen/-kanälen 
durchführen oder mit 
Kühlschmierstoffen umgehen. 

Damit sind die TRBAs gemeint 

Analog des Gefahrstoffverzeichnisses 
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(3) Bei Tätigkeiten der Schutzstufe 3 oder 4 hat der Arbeitgeber zusätzlich 
ein Verzeichnis über die Beschäftigten zu führen, die diese Tätigkeiten 
ausüben. In dem Verzeichnis sind die Art der Tätigkeiten und die 
vorkommenden Biostoffe sowie aufgetretene Unfälle und 
Betriebsstörungen anzugeben. Es ist personenbezogen für den Zeitraum 
von mindestens zehn Jahren nach Beendigung der Tätigkeit 
aufzubewahren. Der Arbeitgeber hat 
 
1. den Beschäftigten die sie betreffenden Angaben in dem Verzeichnis 
zugänglich zu machen; der Schutz der personenbezogenen Daten ist zu 
gewährleisten, 
 
2. bei Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses dem Beschäftigten 
einen Auszug über die ihn betreffenden Angaben des Verzeichnisses 
auszuhändigen; der Nachweis über die Aushändigung ist vom Arbeitgeber 
wie Personalunterlagen aufzubewahren.  
 
Das Verzeichnis über die Beschäftigten kann zusammen mit dem 
Biostoffverzeichnis nach Absatz 2 geführt werden. 
 
(4) Auf die Dokumentation der Angaben nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 
und 5 sowie auf das Verzeichnis nach Absatz 2 kann verzichtet werden, 
wenn ausschließlich Tätigkeiten mit Biostoffen der Risikogruppe 1 ohne 
sensibilisierende oder toxische Wirkungen durchgeführt werden.  
 
§ 8 Grundpflichten 
(1) Der Arbeitgeber hat die Belange des Arbeitsschutzes in Bezug auf 
Tätigkeiten mit Biostoffen in seine betriebliche Organisation einzubinden 
und hierfür die erforderlichen personellen, finanziellen und 
organisatorischen Voraussetzungen zu schaffen. Dabei hat er die 
Vertretungen der Beschäftigten in geeigneter Form zu beteiligen. 
Insbesondere hat er sicherzustellen, dass 
 
1. bei der Gestaltung der Arbeitsorganisation, des Arbeitsverfahrens und 
des Arbeitsplatzes sowie bei der Auswahl und Bereitstellung der 
Arbeitsmittel alle mit der Sicherheit und Gesundheit der Beschäftigten 
zusammenhängenden Faktoren, einschließlich der psychischen, 
ausreichend berücksichtigt werden, 
 
2. die Beschäftigten oder ihre Vertretungen im Rahmen der betrieblichen 
Möglichkeiten beteiligt werden, wenn neue Arbeitsmittel eingeführt 
werden sollen, die Einfluss auf die Sicherheit und Gesundheit der 
Beschäftigten haben.  
 

Ebenfalls analog der GefStoffV 
(vergleichbar mit dem Verzeichnis 
der Personen, die mit CMR-Stoffen 
umgehen). 
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(2) Der Arbeitgeber hat geeignete Maßnahmen zu ergreifen, um bei den 
Beschäftigten ein Sicherheitsbewusstsein zu schaffen und den 
innerbetrieblichen Arbeitsschutz bei Tätigkeiten mit Biostoffen 
fortzuentwickeln. 
 
(3) Der Arbeitgeber darf eine Tätigkeit mit Biostoffen erst aufnehmen 
lassen, nachdem die Gefährdungsbeurteilung nach § 4 durchgeführt und die 
erforderlichen Maßnahmen ergriffen wurden. 
(4) Der Arbeitgeber hat vor Aufnahme der Tätigkeit 
 
1. gefährliche Biostoffe vorrangig durch solche zu ersetzen, die nicht oder 
weniger gefährlich sind, soweit dies nach der Art der Tätigkeit oder nach 
dem Stand der Technik möglich ist, 
 
2. Arbeitsverfahren und Arbeitsmittel so auszuwählen oder zu gestalten, 
dass Biostoffe am Arbeitsplatz nicht frei werden, wenn die Gefährdung der 
Beschäftigten nicht durch eine Maßnahme nach Nummer 1 ausgeschlossen 
werden kann, 
 
3. die Exposition der Beschäftigten durch geeignete bauliche, technische 
und organisatorische Maßnahmen auf ein Minimum zu reduzieren, wenn 
eine Gefährdung der Beschäftigten nicht durch eine Maßnahme nach 
Nummer 1 oder Nummer 2 verhindert werden kann oder die Biostoffe 
bestimmungsgemäß freigesetzt werden, 
 
4. zusätzlich persönliche Schutzausrüstung zur Verfügung zu stellen, wenn 
die Maßnahmen nach den Nummern 1 bis 3 nicht ausreichen, um die 
Gefährdung auszuschließen oder ausreichend zu verringern; der 
Arbeitgeber hat den Einsatz belastender persönlicher Schutzausrüstung auf 
das unbedingt erforderliche Maß zu beschränken und darf sie nicht als 
Dauermaßnahme vorsehen.  
 
(5) Der Arbeitgeber hat die Schutzmaßnahmen auf der Grundlage der 
Gefährdungsbeurteilung nach dem Stand der Technik sowie nach 
gesicherten wissenschaftlichen Erkenntnissen festzulegen und zu ergreifen. 
Dazu hat er die Vorschriften dieser Verordnung einschließlich der Anhänge 
zu beachten und die nach § 19 Absatz 4 Nummer 1 bekannt gegebenen 
Regeln und Erkenntnisse zu berücksichtigen. Bei Einhaltung der Regeln und 
Erkenntnisse ist davon auszugehen, dass die gestellten Anforderungen 
erfüllt sind (Vermutungswirkung). Von diesen Regeln und Erkenntnissen 
kann abgewichen werden, wenn durch andere Maßnahmen zumindest in 
vergleichbarer Weise der Schutz von Sicherheit und Gesundheit der 
Beschäftigten gewährleistet wird. Haben sich der Stand der Technik oder 
gesicherte wissenschaftliche Erkenntnisse fortentwickelt und erhöht sich 

Substitutionsgebot 
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die Arbeitssicherheit durch diese Fortentwicklung erheblich, sind die 
Schutzmaßnahmen innerhalb einer angemessenen Frist anzupassen. 
 
(6) Der Arbeitgeber hat die Funktion der technischen Schutzmaßnahmen 
regelmäßig und deren Wirksamkeit mindestens jedes zweite Jahr zu 
überprüfen. Die Ergebnisse und das Datum der Wirksamkeitsprüfung sind 
in der Dokumentation nach § 7 zu vermerken. Wurde für einen 
Arbeitsbereich, ein Arbeitsverfahren oder einen Anlagetyp in einer 
Bekanntmachung nach § 19 Absatz 4 ein Wert festgelegt, der die nach dem 
Stand der Technik erreichbare Konzentration der Biostoffe in der Luft am 
Arbeitsplatz beschreibt (Technischer Kontrollwert), so ist dieser Wert für 
die Wirksamkeitsüberprüfung der entsprechenden Schutzmaßnahmen 
heranzuziehen. 
 
(7) Der Arbeitgeber darf in Heimarbeit nur Tätigkeiten mit Biostoffen der 
Risikogruppe 1 ohne sensibilisierende oder toxische Wirkung ausüben 
lassen. 
 
§ 9 Allgemeine Schutzmaßnahmen 
(1) Bei allen Tätigkeiten mit Biostoffen müssen mindestens die allgemeinen 
Hygienemaßnahmen eingehalten werden. Insbesondere hat der 
Arbeitgeber dafür zu sorgen, dass 
 
1. Arbeitsplätze und Arbeitsmittel in einem dem Arbeitsablauf 
entsprechenden sauberen Zustand gehalten und regelmäßig gereinigt 
werden, 
2. Fußböden und Oberflächen von Arbeitsmitteln und Arbeitsflächen leicht 
zu reinigen sind, 
3. Waschgelegenheiten zur Verfügung stehen, 
4. vom Arbeitsplatz getrennte Umkleidemöglichkeiten vorhanden sind, 
sofern Arbeitskleidung erforderlich ist; die Arbeitskleidung ist regelmäßig 
sowie bei Bedarf zu wechseln und zu reinigen.  
 
(2) Bei Tätigkeiten in Laboratorien, in der Versuchstierhaltung, in der 
Biotechnologie und in Einrichtungen des Gesundheitsdienstes hat der 
Arbeitgeber für die Schutzstufe 1 über die Maßnahmen des Absatzes 1 
hinaus spezielle Hygienemaßnahmen entsprechend den nach § 19 Absatz 4 
Nummer 1 bekannt gegebenen Regeln und Erkenntnissen zu 
berücksichtigen. 
 
(3) Werden nicht ausschließlich Tätigkeiten mit Biostoffen der Risikogruppe 
1 ohne sensibilisierende und toxische Wirkungen ausgeübt, hat der 
Arbeitgeber in Abhängigkeit von der Gefährdungsbeurteilung 
weitergehende Schutzmaßnahmen zu ergreifen. Dabei hat er insbesondere 
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1. Arbeitsverfahren und Arbeitsmittel so zu gestalten oder auszuwählen, 
dass die Exposition der Beschäftigten gegenüber Biostoffen und die Gefahr 
durch Stich- und Schnittverletzungen verhindert oder minimiert werden, 
soweit dies technisch möglich ist, 
 
2. Tätigkeiten und Arbeitsverfahren mit Staub- oder Aerosolbildung, 
einschließlich Reinigungsverfahren, durch solche ohne oder mit geringerer 
Staub- oder Aerosolbildung zu ersetzen, soweit dies nach dem Stand der 
Technik möglich ist; ist dies nicht möglich, hat der Arbeitgeber geeignete 
Maßnahmen zur Minimierung der Exposition zu ergreifen, 
 
3. die Zahl der exponierten Beschäftigten auf das für die Durchführung der 
Tätigkeit erforderliche Maß zu begrenzen, 
 
4. die erforderlichen Maßnahmen zur Desinfektion, Inaktivierung oder 
Dekontamination sowie zur sachgerechten und sicheren Entsorgung von 
Biostoffen, kontaminierten Gegenständen, Materialien und Arbeitsmitteln 
zu ergreifen, 
 
5. zur Verfügung gestellte persönliche Schutzausrüstung einschließlich 
Schutzkleidung zu reinigen, zu warten, instand zu halten und sachgerecht 
zu entsorgen; Beschäftigte müssen die bereitgestellte persönliche 
Schutzausrüstung verwenden, solange eine Gefährdung besteht, 
 
6. die Voraussetzungen dafür zu schaffen, dass persönliche 
Schutzausrüstung einschließlich Schutzkleidung beim Verlassen des 
Arbeitsplatzes sicher abgelegt und getrennt von anderen Kleidungsstücken 
aufbewahrt werden kann, 
 
7. sicherzustellen, dass die Beschäftigten in Arbeitsbereichen, in denen 
Biostoffe auftreten können, keine Nahrungs- und Genussmittel zu sich 
nehmen; hierzu hat der Arbeitgeber vor Aufnahme der Tätigkeiten 
gesonderte Bereiche einzurichten, die nicht mit persönlicher 
Schutzausrüstung einschließlich Schutzkleidung betreten werden dürfen.  
 
(4) Der Arbeitgeber hat Biostoffe sicher zu lagern, innerbetrieblich sicher zu 
befördern und Vorkehrungen zu treffen, um Missbrauch oder Fehlgebrauch 
zu verhindern. Dabei hat er sicherzustellen, dass nur Behälter verwendet 
werden, die 
 
1. hinsichtlich ihrer Beschaffenheit geeignet sind, den Inhalt sicher zu 
umschließen, 
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2. so gekennzeichnet sind, dass die davon ausgehenden Gefahren in 
geeigneter Weise deutlich erkennbar sind, 
 
3. hinsichtlich Form und Kennzeichnung so gestaltet sind, dass der Inhalt 
nicht mit Lebensmitteln verwechselt werden kann.  
 
(5) Bei der medizinischen Untersuchung, Behandlung und Pflege von 
Patienten außerhalb von Einrichtungen des Gesundheitsdienstes findet § 11 
Absatz 2 bis 5 Anwendung. Bei diesen Tätigkeiten hat der Arbeitgeber in 
Arbeitsanweisungen den Umgang mit persönlicher Schutzausrüstung und 
Arbeitskleidung sowie die erforderlichen Maßnahmen zur Hygiene und zur 
Desinfektion festzulegen. 
 
§ 10 Zusätzliche Schutzmaßnahmen und Anforderungen bei Tätigkeiten 
der Schutzstufe 2, 3 oder 4 in Laboratorien, in der Versuchstierhaltung 
sowie in der Biotechnologie 
(1) Zusätzlich zu den Schutzmaßnahmen nach § 9 hat der Arbeitgeber vor 
Aufnahme der Tätigkeiten der Schutzstufe 2, 3 oder 4 in Laboratorien, in 
der Versuchstierhaltung oder in der Biotechnologie 
 
1. entsprechend der Schutzstufenzuordnung 
a. geeignete räumliche Schutzstufenbereiche festzulegen und mit der 
Schutzstufenbezeichnung sowie mit dem Symbol für Biogefährdung nach 
Anhang I zu kennzeichnen, 
b. die Schutzmaßnahmen nach Anhang II oder III zu ergreifen; die als 
empfohlen bezeichneten Schutzmaßnahmen sind zu ergreifen, wenn 
dadurch die Gefährdung der Beschäftigten verringert werden kann,  
 
2. gebrauchte spitze und scharfe Arbeitsmittel entsprechend der 
Anforderung nach § 11 Absatz 4 sicher zu entsorgen, 
 
3. den Zugang zu Biostoffen der Risikogruppe 3 oder 4 auf dazu berechtigte, 
fachkundige und zuverlässige Beschäftigte zu beschränken; Tätigkeiten der 
Schutzstufe 3 oder 4 dürfen diesen Beschäftigten nur übertragen werden, 
wenn sie anhand von Arbeitsanweisungen eingewiesen und geschult sind.  
 
(2) Der Arbeitgeber hat vor Aufnahme von Tätigkeiten der Schutzstufe 3 
oder 4 eine Person zu benennen, die zuverlässig ist und über eine 
Fachkunde verfügt, die der hohen Gefährdung entspricht. Er hat diese 
Person mit folgenden Aufgaben zu beauftragen: 
 
1. Beratung bei 
a. der Gefährdungsbeurteilung nach § 4, 
b. sonstigen sicherheitstechnisch relevanten Fragestellungen,  

Das ist neu. 
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2. Unterstützung bei der 
a. Kontrolle der Wirksamkeit der Schutzmaßnahmen, 
b. Durchführung der Unterweisung nach § 14 Absatz 2,  
 
3. Überprüfung der Einhaltung der Schutzmaßnahmen.  
 
Der Arbeitgeber hat die Aufgaben und die Befugnisse dieser Person 
schriftlich festzulegen. Sie darf wegen der Erfüllung der ihr übertragenen 
Aufgaben nicht benachteiligt werden. Ihr ist für die Durchführung der 
Aufgaben ausreichend Zeit zur Verfügung zu stellen. Satz 1 gilt nicht für 
Tätigkeiten mit Biostoffen der Risikogruppe 3, die mit (**) gekennzeichnet 
sind.  
 
§ 12 Arbeitsmedizinische Vorsorge 
Die Verordnung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge in der jeweils geltenden 
Fassung gilt auch für den in § 2 Absatz 9 Satz 2 genannten Personenkreis. 
 
§ 13 Betriebsstörungen, Unfälle 
(1) Der Arbeitgeber hat vor Aufnahme einer Tätigkeit der Schutzstufen 2 bis 
4 die erforderlichen Maßnahmen festzulegen, die bei Betriebsstörungen 
oder Unfällen notwendig sind, um die Auswirkungen auf die Sicherheit und 
Gesundheit der Beschäftigten und anderer Personen zu minimieren und 
den normalen Betriebsablauf wiederherzustellen. In Abhängigkeit von der 
Art möglicher Ereignisse und verwendeter oder vorkommender Biostoffe ist 
insbesondere Folgendes festzulegen: 
 
1. Maßnahmen zur Ersten Hilfe und weitergehende Hilfsmaßnahmen für 
Beschäftigte bei unfallbedingter Übertragung von Biostoffen einschließlich 
der Möglichkeit zur postexpositionellen Prophylaxe, 
 
2. Maßnahmen, um eine Verschleppung von Biostoffen zu verhindern, 
 
3. Desinfektions-, Inaktivierungs- oder Dekontaminationsmaßnahmen, 
 
4. dass getestet wird, ob bei Betriebsstörungen oder Unfällen die 
verwendeten Biostoffe in die Arbeitsumgebung gelangt sind, soweit dies 
technisch möglich ist und validierte Testverfahren bestehen.  
 
Die Festlegungen sind gemäß § 14 Absatz 1 Satz 4 Nummer 3 ein 
Bestandteil der Betriebsanweisung. 
 
(2) Der Arbeitgeber hat die Beschäftigten über die festgelegten 
Maßnahmen und ihre Anwendung zu informieren. Tritt eine 
Betriebsstörung oder ein Unfall im Sinne von Absatz 1 Satz 1 ein, so hat der 
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Arbeitgeber unverzüglich die gemäß Absatz 1 Satz 2 festgelegten 
Maßnahmen zu ergreifen. Dabei dürfen im Gefahrenbereich nur die 
Personen verbleiben, die erforderlich sind, um die in Absatz 1 genannten 
Ziele zu erreichen. 
 
(3) Vor Aufnahme von Tätigkeiten der Schutzstufe 3 oder 4 in Laboratorien, 
in der Versuchstierhaltung, in der Biotechnologie sowie vor Aufnahme von 
Tätigkeiten der Schutzstufe 4 in Einrichtungen des Gesundheitsdienstes hat 
der Arbeitgeber ergänzend zu den Festlegungen nach Absatz 1 einen 
innerbetrieblichen Plan darüber zu erstellen, wie Gefahren abzuwehren 
sind, die beim Versagen einer Einschließungsmaßnahme durch eine 
Freisetzung von Biostoffen auftreten können. Darin hat er die spezifischen 
Gefahren und die Namen der für die innerbetrieblichen 
Rettungsmaßnahmen zuständigen Personen festzulegen. Die Festlegungen 
sind regelmäßig zu aktualisieren. Satz 1 gilt nicht für Tätigkeiten mit 
Biostoffen der Risikogruppe 3, die mit (**) gekennzeichnet sind. 
 
(4) Bei Tätigkeiten der Schutzstufe 4 hat der Plan nach Absatz 3 Angaben 
über den Umfang von Sicherheitsübungen und deren regelmäßige 
Durchführung zu enthalten, sofern solche Sicherheitsübungen aufgrund der 
Gefährdungsbeurteilung erforderlich sind. Die Maßnahmen nach Absatz 3 
sind mit den zuständigen Rettungs- und Sicherheitsdiensten abzustimmen. 
Darüber hinaus hat der Arbeitgeber Warnsysteme einzurichten und 
Kommunikationsmöglichkeiten zu schaffen, durch die alle betroffenen 
Beschäftigten unverzüglich gewarnt und der Rettungs- und 
Sicherheitsdienst alarmiert werden können. Der Arbeitgeber hat 
sicherzustellen, dass diese Systeme funktionstüchtig sind. 
 
(5) Der Arbeitgeber hat vor Aufnahme der Tätigkeiten ein Verfahren für 
Unfallmeldungen und -untersuchungen sowie die Vorgehensweise zur 
Unterrichtung der Beschäftigten und ihrer Vertretungen festzulegen. Das 
Verfahren ist so zu gestalten, dass bei schweren Unfällen sowie bei 
Nadelstichverletzungen mögliche organisatorische und technische 
Unfallursachen erkannt werden können und individuelle 
Schuldzuweisungen vermieden werden. Die Beschäftigten und ihre 
Vertretungen sind über Betriebsstörungen und Unfälle mit Biostoffen, die 
die Sicherheit oder Gesundheit der Beschäftigten gefährden können, 
unverzüglich zu unterrichten. 
 
§ 14 Betriebsanweisung und Unterweisung der Beschäftigten 
(1) Der Arbeitgeber hat auf der Grundlage der Gefährdungsbeurteilung 
nach § 4 vor Aufnahme der Tätigkeit eine schriftliche Betriebsanweisung 
arbeitsbereichs- und biostoffbezogen zu erstellen. Satz 1 gilt nicht, wenn 
ausschließlich Tätigkeiten mit Biostoffen der Risikogruppe 1 ohne 

Das wird Ihnen sicherlich bekannt 
vorkommen  
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sensibilisierende oder toxische Wirkungen ausgeübt werden. Die 
Betriebsanweisung ist den Beschäftigten zur Verfügung zu stellen. Sie muss 
in einer für die Beschäftigten verständlichen Form und Sprache verfasst sein 
und insbesondere folgende Informationen enthalten: 
 
1. die mit den vorgesehenen Tätigkeiten verbundenen Gefahren für die 
Beschäftigten, insbesondere zu 
a. der Art der Tätigkeit, 
b. den am Arbeitsplatz verwendeten oder auftretenden, 
tätigkeitsrelevanten Biostoffen einschließlich der Risikogruppe, 
Übertragungswege und gesundheitlichen Wirkungen,  
 
2. Informationen über Schutzmaßnahmen und Verhaltensregeln, die die 
Beschäftigten zu ihrem eigenen Schutz und zum Schutz anderer 
Beschäftigter am Arbeitsplatz durchzuführen oder einzuhalten haben; dazu 
gehören insbesondere 
a. innerbetriebliche Hygienevorgaben, 
b. Informationen über Maßnahmen, die zur Verhütung einer Exposition zu 
ergreifen sind, einschließlich der richtigen Verwendung scharfer oder 
spitzer medizinischer Instrumente, 
c. Informationen zum Tragen, Verwenden und Ablegen persönlicher 
Schutzausrüstung einschließlich Schutzkleidung,  
 
3. Anweisungen zum Verhalten und zu Maßnahmen bei Verletzungen, bei 
Unfällen und Betriebsstörungen sowie zu deren innerbetrieblicher Meldung 
und zur Ersten Hilfe, 
 
4. Informationen zur sachgerechten Inaktivierung oder Entsorgung von 
Biostoffen und kontaminierten Gegenständen, Materialien oder 
Arbeitsmitteln.  
 
Die Betriebsanweisung muss bei jeder maßgeblichen Veränderung der 
Arbeitsbedingungen aktualisiert werden. 
 
(2) Der Arbeitgeber hat sicherzustellen, dass die Beschäftigten auf der 
Grundlage der jeweils aktuellen Betriebsanweisung nach Absatz 1 Satz 1 
über alle auftretenden Gefährdungen und erforderlichen 
Schutzmaßnahmen mündlich unterwiesen werden. Die Unterweisung ist so 
durchzuführen, dass bei den Beschäftigten ein Sicherheitsbewusstsein 
geschaffen wird. Die Beschäftigten sind auch über die Voraussetzungen zu 
informieren, unter denen sie Anspruch auf arbeitsmedizinische Vorsorge 
nach der Verordnung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge haben. Im Rahmen 
der Unterweisung ist auch eine allgemeine arbeitsmedizinische Beratung 
durchzuführen mit Hinweisen zu besonderen Gefährdungen zum Beispiel 

Denken Sie auch an die allgemeine 
arbeitsmedizinische Beratung im 
Rahmen der Unterweisung. 
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bei verminderter Immunabwehr. Soweit erforderlich ist bei der Beratung 
die Ärztin oder der Arzt nach § 7 Absatz 1 der Verordnung zur 
arbeitsmedizinischen Vorsorge zu beteiligen. 
 
(3) Die Unterweisung muss vor Aufnahme der Beschäftigung und danach 
mindestens jährlich arbeitsplatzbezogen durchgeführt werden sowie in 
einer für die Beschäftigten verständlichen Form und Sprache erfolgen. 
Inhalt und Zeitpunkt der Unterweisung hat der Arbeitgeber schriftlich 
festzuhalten und sich von den unterwiesenen Beschäftigten durch 
Unterschrift bestätigen zu lassen. 
 
(4) Für Tätigkeiten der Schutzstufen 3 und 4 sind zusätzlich zur 
Betriebsanweisung Arbeitsanweisungen zu erstellen, die am Arbeitsplatz 
vorliegen müssen. Arbeitsanweisungen sind auch erforderlich für folgende 
Tätigkeiten mit erhöhter Infektionsgefährdung: 
 
1. Instandhaltungs-, Reinigungs-, Änderungs- oder Abbrucharbeiten in oder 
an kontaminierten Arbeitsmitteln, 
 
2. Tätigkeiten, bei denen erfahrungsgemäß eine erhöhte Unfallgefahr 
besteht, 
 
3. Tätigkeiten, bei denen bei einem Unfall mit schweren Infektionen zu 
rechnen ist; dies kann bei der Entnahme von Proben menschlichen oder 
tierischen Ursprungs der Fall sein.  
 
§ 15 Erlaubnispflicht 
(1) Der Arbeitgeber bedarf der Erlaubnis der zuständigen Behörde, bevor 
Tätigkeiten der Schutzstufe 3 oder 4 in Laboratorien, in der 
Versuchstierhaltung oder in der Biotechnologie erstmals aufgenommen 
werden. Die Erlaubnis umfasst die baulichen, technischen und 
organisatorischen Voraussetzungen nach dieser Verordnung zum Schutz 
der Beschäftigten und anderer Personen vor den Gefährdungen durch diese 
Tätigkeiten. Satz 1 gilt auch für Einrichtungen des Gesundheitsdienstes, die 
für Tätigkeiten der Schutzstufe 4 vorgesehen sind. Tätigkeiten mit 
Biostoffen der Risikogruppe 3, die mit (**) gekennzeichnet sind, bedürfen 
keiner Erlaubnis. 
 
(2) Schließt eine andere behördliche Entscheidung, insbesondere eine 
öffentlich-rechtliche Genehmigung oder Erlaubnis, die Erlaubnis nach 
Absatz 1 ein, so wird die Anforderung nach Absatz 1 durch Übersendung 
einer Kopie dieser behördlichen Entscheidung an die zuständige Behörde 
erfüllt. Bei Bedarf kann die zuständige Behörde weitere Unterlagen 
anfordern. 

Die Erlaubnispflicht ist ebenfalls neu. 
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(3) Die Erlaubnis nach Absatz 1 ist schriftlich zu beantragen. [...] 
 
§ 16 Anzeigepflicht 
(1) Der Arbeitgeber hat der zuständigen Behörde nach Maßgabe der 
Absätze 2 und 3 anzuzeigen: 
 
1. die erstmalige Aufnahme 
a. einer gezielten Tätigkeit mit Biostoffen der Risikogruppe 2, 
b. einer Tätigkeit mit Biostoffen der Risikogruppe 3, soweit die Tätigkeiten 
keiner Erlaubnispflicht nach § 15 unterliegen,  
in Laboratorien, in der Versuchstierhaltung und in der Biotechnologie, 
 
2. jede Änderung der erlaubten oder angezeigten Tätigkeiten, wenn diese 
für die Sicherheit und den Gesundheitsschutz bedeutsam sind, zum Beispiel 
Tätigkeiten, die darauf abzielen, die Virulenz des Biostoffs zu erhöhen oder 
die Aufnahme von Tätigkeiten mit weiteren Biostoffen der Risikogruppe 3 
oder 4, 
 
3. die Aufnahme eines infizierten Patienten in eine Patientenstation der 
Schutzstufe 4, 
 
4. das Einstellen einer nach § 15 erlaubnispflichtigen Tätigkeit.  [...] 
 
§ 17 Unterrichtung der Behörde 
(1) Der Arbeitgeber hat die zuständige Behörde unverzüglich zu 
unterrichten über 
 
1. jeden Unfall und jede Betriebsstörung bei Tätigkeiten mit Biostoffen der 
Risikogruppe 3 oder 4, die zu einer Gesundheitsgefahr der Beschäftigten 
führen können, 
 
2. Krankheits- und Todesfälle Beschäftigter, die auf Tätigkeiten mit 
Biostoffen zurückzuführen sind, unter genauer Angabe der Tätigkeit.  
 
(2) Unbeschadet des § 22 des Arbeitsschutzgesetzes hat der Arbeitgeber 
der zuständigen Behörde auf ihr Verlangen Folgendes zu übermitteln: 
 
1. die Dokumentation der Gefährdungsbeurteilung, 
2. das Verzeichnis nach § 7 Absatz 3 Satz 1 sowie den Nachweis nach § 7 
Absatz 3 Satz 4 Nummer 2, 
3. die Tätigkeiten, bei denen Beschäftigte tatsächlich oder möglicherweise 
gegenüber Biostoffen exponiert worden sind, und die Anzahl dieser 
Beschäftigten, 

Prüfen Sie, ob Sie unter die 
Anzeigepflicht fallen. Dies ist nicht 
gegeben, wenn Sie zum Beispiel 
Arbeiten an/in 
Abwasseranlagen/-kanälen 
durchführen oder mit 
Kühlschmierstoffen umgehen. 

http://www.risolva.de/


Infobrief  
August 2013  

 

© Risolva GmbH, Carl-Zeiss-Straße 18, 72555 Metzingen, www.risolva.de  Seite 26 von 28 

4. die ergriffenen Schutz- und Vorsorgemaßnahmen einschließlich der 
Betriebs- und Arbeitsanweisungen, 
5. die nach § 13 Absatz 1 und 2 festgelegten oder ergriffenen Maßnahmen 
und den nach § 13 Absatz 3 erstellten Plan.  
 
§ 18 Behördliche Ausnahmen 
Die zuständige Behörde kann auf schriftlichen oder elektronischen Antrag 
des Arbeitgebers Ausnahmen von den Vorschriften der §§ 9, 10, 11 und 13 
einschließlich der Anhänge II und III erteilen, wenn die Durchführung der 
Vorschrift im Einzelfall zu einer unverhältnismäßigen Härte führen würde 
und die beantragte Abweichung mit dem Schutz der betroffenen 
Beschäftigten vereinbar ist. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Teil 3 - Zusatzinformationen 

 
Änderung der AbwV 

Die aus der Umsetzung der Industrieemissions-Richtlinie 
(IER) resultierende Anforderung, dass veröffentlichte BVT-
Schlussfolgerungen der EU binnen 4 Jahren umgesetzt 
sein müssen, zieht nun aufgrund des § 57 Abs.3 WHG eine 
Änderung der Abwasserverordnung AbwV nach sich. 
 
Getriggert wird dies durch die jüngst veröffentlichten 
BVT-Schlussfolgerungen »Eisen- und Stahlerzeugung« 
sowie »Glasherstellung«.  

Entsprechend umfangreich sind auch die Änderungen in 
den Anhängen Anhang 29 »Anforderungen für die Eisen- 
und Stahlindustrie«, Anhang 41 »Anforderungen für die 
Herstellung und Verarbeitung von Glas und Mineralfasern« 
und Anhang 46 »Anforderungen für die 
Steinkohleverkokung«. 

Als Hintergrundinformationen sind 
möglicherweise hilfreich: 

BGI 762 - Keimbelastung 
wassergemischter 
Kühlschmierstoffen  
BGI 853 - Betriebsanweisungen nach 
der Biostoffverordnung  
BGI 858 - Gesundheitsgefährdungen 
durch biologische Arbeitsstoffe bei 
der Gebäudesanierung 

Darüber hinaus sieht der Entwurf der AbwV vor, dass 
der Betreiber einer Abwasseranlage die Einhaltung der 
Anforderungen in einem Abwasserkataster 
nachzuweisen hat. Ferner ist die Anforderung 
aufgenommen, die Abwasseranlage energieeffizient 
zu betreiben und Energiepotenziale der 
Abwasserbeseitigung zu nutzen. 
 
Mit diesem Entwurf zur Änderung der AbwV sollen 
auch das Abwasserabgabengesetz und die 
Rohrfernleitungsverordnung geändert werden. 

http://www.risolva.de/
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Entwurf AwSV 

Nachdem es seit fast einem Jahr an dieser Front ziemlich 
ruhig war, gibt es nun einen Entwurf der AwSV vom 
22.7.2013, der der EU-Kommission im Rahmen des 
Notifizierungsverfahrens vorgelegt wurde. Die 
Verordnung kann erst nach Ablauf der im 
Notifizierungsverfahren vereinbarten Stillhaltefrist ihren 
finalen gesetzgeberischen Gang gehen.  
 
 

 

 
Abfallrechtliche Überwachung 

Das Bundeskabinett hat am 31. Juli 2013 einen 
Verordnungsentwurf der Anzeige-und 
Erlaubnisverordnung (AbfAEV) zur Fortentwicklung der 
abfallrechtlichen Überwachung beschlossen. Die 
Verordnung wird nun dem zustimmungspflichtigen 
Bundesrat übermittelt. 

Aus der beigefügten Kabinettsfassung ist gegenüber dem 
BMU-Referentenentwurf u. a. festzuhalten (Quelle: DIHK):  

• Nach § 3 Abs. 1 müssen Sammler, Beförderer, Händler und 
Makler von Abfällen statt der ehemals notwendigen nun 
die erforderliche Zuverlässigkeit haben.  

• § 4 Abs. 3 enthält für die Fachkunde von 
Anzeigepflichtigen eine Sonderregelung für 
Berufseinsteiger, die die notwendige Fachkunde durch 
den Besuch eines Fachkundelehrganges nachweisen 
können.  

• Privilegierte EMAS-Unternehmen müssen stets die 
aktuelle Registrierungsurkunde beifügen oder mit sich 
führen, z.B. bei dem Anzeigeverfahren nach § 7 Abs. 1.  

• § 7 Abs. 8 enthält einer Ausnahmeregelung für Hersteller 
oder Vertreiber, die auf Grund einer Rechtsverordnung 
nach § 25 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes nicht 
gefährliche Abfälle als im Rahmen wirtschaftlicher 
Unternehmen tätige Sammler, Beförderer, Händler und 
Makler von Abfällen zurücknehmen; sie sind von der 
Anzeigepflicht ausgenommen.  

Aus jetziger Sicht könnte der noch erforderliche 
Kabinettsbeschluss im Oktober 2013 erfolgen und die 
Zustimmung des Bundesrats im Januar 2014.  

 Wenn es soweit ist, erfahren Sie es hier. 

Den aktuellen Entwurf sowie die wichtigsten 
Änderungen zum Referentenentwurf vom August 2012 
(Quelle DIHK) können Sie von der Risolva Website 
herunterladen. 

Obwohl keiner unserer Kunden direkt von der neuen 
Verordnung betroffen ist, sind die Infos für Sie 
vielleicht dennoch interessant, wenn Sie Ihrerseits die 
Beteiligten an der Abfallentsorgung beurteilen wollen. 

http://www.risolva.de/
http://www.risolva.de/de/glossar/index.html#notifizierungsverfahren
http://www.risolva.de/de/glossar/index.html#sperrfrist
http://www.risolva.de/de/news/details/51818.awsv-aktueller-entwurf.html
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• In den Übergangsvorschriften nach § 16 werden u. a. nach 
Abs. 4 bis zum 31. Mai 2014 besuchte Lehrgänge als 
Lehrgänge zur Erlangung der Fachkunde von 
Erlaubnispflichtigen und Anzeigepflichtigen behördlich 
anerkannt. 

 
EEG-Umlage 

Viele von Ihnen befinden sich jetzt gerade im 
Planungsprozess für 2014. Da ist es keine ganz 
unerhebliche Frage, wie sich die EEG-Umlage entwickeln 
wird. Damit Sie schon mal einen Blick in die Zukunft 
werfen können, hat die Agora Energiewende einen EEG-
Calculator entwickeln lassen, mit deren Hilfe Sie ermitteln 
können, wie politischen Entscheidungen sich wie auf die 
EEG-Umlage auswirken. Die Prognose geht bis zum Jahr 
2017. Das Programm ist Excel-basiert und enthält zwei 
unterschiedliche Modi. Einer, in dem sinnvolle Szenarien 
vordefiniert sind, einen zweiten, bei dem Experten an allen 
möglichen Stellschrauben drehen können. 
 
 

 
Leitfaden für Sicherheitsbeauftragte 

Die BGI 587 »Leitfaden für Sicherheitsbeauftragte« wurde 
mit Ausgaben Januar 2013 neu gefasst. 

 
 

 

 
Neue BGIs 

Folgende BGIs wurden neu gefasst: 
• BGI/GUV-I 509 »Erste Hilfe im Betrieb«, Juli 2013 
• BGI/GUV-I 505-83 »Verfahren zur Bestimmung von 

aromatischen Aminen«, Juni 2013 
• BGI/GUV-I 5189 »Auswahl und Benutzung von 

Steigleitern«, Mai 2013 
 

Passend dazu ist folgende Meldung: 
»1,748 Milliarden Euro, so tief ist das EEG-Konto im Juli 
ins Minus gerutscht. Allein im Juli betrug der Saldo -
849 Millionen. Zum Vergleich: 2012 lag das Minus zu 
diesem Zeitpunkt bei 1,146 Mrd. Für die Höhe der EEG-
Umlage 2014, die im Oktober bekannt gegeben wird, 
deutet vieles auf einen erneuten kräftigen 
Nachholbetrag für 2013 hin. In der EEG-Umlage 2013 
steckt ein Nachholbetrag von 0,67 Cent/kWh für 2012.« 
Quelle: DIHK 

Die Übersicht der Übertragungsnetzbetreiber können 
Sie auf der Risolva Website herunterladen. 

Der Leitfaden geht erst auf die Stellung und Aufgaben 
des Sicherheitsbeauftragten ein, sowie auf die Rechte 
und Pflichten der Beschäftigten. Anschließend 
erläutert der Leitfaden typische Sicherheitsprobleme 
in einem Betrieb, die ein Sicherheitsbeauftragter für 
seine Arbeit kennen sollte. 

http://www.risolva.de/
http://www.agora-energiewende.de/themen/die-energiewende/detailansicht/article/kuenftige-eeg-umlage-selbst-ausrechnen/
http://www.agora-energiewende.de/themen/die-energiewende/detailansicht/article/kuenftige-eeg-umlage-selbst-ausrechnen/
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/arbeitss/uvv/bgi/587_ges.htm
http://publikationen.dguv.de/dguv/pdf/10002/i-509.pdf
http://publikationen.dguv.de/dguv/pdf/10002/i-505-83.pdf
http://publikationen.dguv.de/dguv/pdf/10002/i-5189.pdf
http://www.risolva.de/de/news/details/51801.eeg-umlage-selbst-berechnen.html
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